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Drucksadle 296 


Antrag 

der Abgeordneten Mauk, Bauknecht und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ordnung des Obst- und Gemüsemarktes 
(Obst- und Gemüsegesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

L TEIL 

Geschlossene Anbaugebiete, 
Bundesstellen und Gebietsstellen für Obst 
und Gemüse, Bundesmarktverband 


§ 1 


Festlegung von Anbaugebieten 

Die in der Anlage 1 näher bezeichneten 
Gebiete werden zu geschlossenen Anbaugcbic- 
ten für Obst und Gemüse oder für Obst oder 
für Gemüse erklärt. Die Begrenzung der Ge- 
biete im einzelnen erfolgt durch den Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Bundesminister) im Benehmen mit 
den beteiligten obersten Landesbehörden für 
Ernährung und Landwirtschaft und der Bun- 
desstelle durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 


§ 2 

Absatzeinrichtungen 

(1) Das in einem geschlossenen Anbauge- 
biet erwerbsmäßig erzeugte Obst und Ge- 
müse darf vom Erzeuger nur über die von 
der zuständigen Gebietsstelle (§ 4) bestimmte 
Absatzeinrichtung in den Verkehr gebracht 
werden. Die Absatzeinrichtung hat sich wie 
ein Treuhänder zu betätigen und den Absatz 
nur im Namen und für Rechnung der Er- 
zeuger durchzuführen. Sie ist verpflichtet, 
das ihr angelieferte Erzeugnis zum Verkauf 


zu stellen und berechtigt, ein Erzeugnis, für 
das eine Stützungsmaßnahme (§ 6) nldit 
durchgeführt wird, zurückzugeben, wenn ein 
Verkauf nicht möglich ist. Durch die Rück- 
gabe der Ware werden die Bestimmungen 
dieses Gesetzes nldit aufgehoben, 

(2) Die zuständige Gebietsstelle soll auf 
Antrag eines oder mehrerer Erzeuger die 
Liefer- und Abnahmebestimmungen (Ab- 
satz 1) verändern oder aufheben, sofern 
keine schwerwiegenden allgemeinen Interes- 
sen entgegenstehen und das Interesse eines 
oder mehrerer Beteiligten die Änderung oder 
Aufhebung geboten erscheinen läßt. Hierbei 
sind die Grundsätze eines gesunden Wettbe- 
werbs zu beachten. 

(3) Erzeuger ist, wer den Anbau von Obst 
oder Gemüse erwerbsmäßig betreibt. Als Er- 
zeuger gilt auch, wer auf Grund von 
Nutzungsverträgen Obst oder Gemüse erntet 
und in den Verkehr bringt. 

(4) Absatz 1 gilt nicht für die unmittelbare 
Abgabe an Verbraucher sowie für Lieferun- 
gen auf Grund von Anbauverträgen, die von 
Erzeuger- und Verwertungsbetrieben abge- 
schlossen und der zuständigen Gebietsstelle 
vor Beginn der Ernte schriftlich gemeldet 
worden sind. 

(5) Die anerkannten Absatzeinrichtungen 
sind bereditigt, von denen, die ihre Einrich- 
tungen in Anspruch nehmen, zur Deckung 
ihrer Aufwendungen einen Unkostenbeitrag 
zu erheben. Die Höhe des Unkostenbeitrages 
bedarf der Genehmigung der zuständigen Ge- 
bietsstelle. 
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(6) In geschlossenen Anbaugebieten, in 
denen die Voraussetzungen für die Durch- 
führung der Bestimmungen nadi Absatz 1 
noch nicht gegeben sind, kann anstelle der 
Übernahme der Ware durch eine Absatzein- 
richtung die Gebietsstelle mit Zustimmung 
der Bundesstelle eine Regelung treffen, die 
die Durchführung dieses Gesetzes auf andere 
Weise sicherstellt. 


§ 3 


Grundpreise, Beiträge, Stützungssatz, 
Andienungsbegrenzungen 


(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, 

durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 

des Bundesrates 

a) im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 

ster für Wirtschaft für bestimmte Er- 
zeugnisse, die nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes über die Absatzeinrichtungen 
anzuliefern sind, Grundpreise festzu- 
setzen, unter denen ein Verkauf durch die 
Absatzeinrichtungen nicht gestattet ist. 
Der Grundpreis ist entweder einheitlich 
für alle oder unterschiedlich für einzelne 
Anbaugebiete für bestimmte Zeiträume 
festzusetzen; dabei sind die Verhältnisse 
der einzelnen Anbaugebiete angemessen 
zu berücksichtigen. Der Grundpreis darf 
die durchschnittlichen Erzeugungskosten 
für die jeweiligen Erzeugnisse nicht über- 
schreiten; 

b) die Beiträge gemäß § 7 festzusetzen; 

c) Stützungssätze für die von den Absatz- 
elnrlchtungen nach § 6 zu übernehmen- 
den Erzeugnisse festzusetzen; 

d) eine Meldepflicht für den erwerbsmäßigen 
Anbau von Obst und Gemüse vorzu- 
schreiben; 

e) den Anbau von Gemüse in Betrieben mit 
einer landwirtschaftlichen Nutzfläche von 
mehr als 4 ha von einer Genehmigung 
abhängig zu machen; 

f) Neupflanzungen von Erwerbs-Obstanla- 
gen von seiner Genehmigung abhängig zu 
machen, die nur bei Eignung des Stand- 
ortes erteilt werden soll; 

g) den Erzeugern von Obst und Gemüse In 
geschlossenen Anbaugebieten Andienungs- 
begrenzungen vorzuschreiben; 

h) auch in nicht geschlossenen Anbaugebieten 
eine Regelung gemäß § 2 zu treffen; 


i) zur Deckung der Verwaltungskosten der 
Gebietsstellen (§ 4) Beiträge festzusetzen 
und von den Absatzeinrichtungen zu er- 
heben. Die Beiträge dürfen den Betrag 
von 0,5 V. H. der von den Absatzeinrich- 
tungen erzielten Erzeugerpreise für die 
an sie gelieferten Erzeugnisse nicht über- 
schreiten; 

k) zur Deckung der Verwaltungskosten der 
Bundesstelle für Obst und Gemüse (§11) 
Beiträge festzusetzen und von den Ge- 
bietsstellen (§ 4) zu erheben. 

(2) Die nach Absatz 1 Buchstabe d und e er- 
lassenen Rechtsverordnungen gelten auch für 
Erzeuger In nicht geschlossenen Anbau- 
gebieten. 

(3) Der Bundesminister kann die Durch- 
führung der Rechtsverordnungen auf die 
Bundesstelle und Gebietsstellen (§§ 4 und 11) 
übertragen und hierbei Richtlinien, insbeson- 
dere über die Ermittlung und die Festsetzung 
der Grundpreise, der Beiträge und der 
Stützungssätze erlassen, für Maßnahmen nach 
Absatz 1 Buchstabe a im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft. 


§ 4 


Gebietsstellen für Obst und Gemüse 


(1) Es wird für ein Aribaugebiet oder für 
mehrere Anbaugebiete (§ 1) eine Geblcts- 
stelle für Obst oder für Gemüse oder für 
Obst und Gemüse als bundesunmittelbare 
Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet 
(Anlage 1). 

(2) Die Organe der Gebietsstellen sind 

a) die Vertreterversammlung, 

b) der Verwaltungsrat, 

c) der Vorsitzende. 

(3) Die Mitgliederzahl der Vertreterver- 
sammlung und des Verwaltungsrates der ein- 
zelnen Gebietsstellen ergibt sich aus der An- 
lage 1. 

(4) Die Mitglieder der Vertreterversamm- 
lung werden von den Erzeugern von Obst 
oder Gemüse des Anbaugebietes in unmittel- 
barer Wahl gewählt. Wahlberechtigt für die 
Wahl der Mitglieder der Vertreterversamm- 
lung sind die Erzeuger, die den Anbau von 
Obst oder Gemüse erwerbsmäßig betreiben 
(§ 2 Abs. 3). Soweit der Bundesminister ge- 
mäß § 3 Abs. 1 Buchst, d eine Meldepflicht 
angeordnet hat, ist die Abgabe einer ent- 
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sprechenden Meldung Voraussetzung für das 
Wahlrecht. Der Vertreterversammlung steht 
die Beschlußfassung in allen grundsätzlidien 
Fragen zu. Sie hat insbesondere die Aufgabe, 
die Tätigkeit des Verwaltungsrates periodisdi 
zu überwachen und kann sich hierbei einer 
Treuhandstelle bedienen. 

(5) Der Verwaltungsrat wird aus der Mitte 
der Vertreterversammlung gewählt. Dem 
Verwaltungsrat steht die Beschlußfassung in 
allen Fragen zu, die zum Aufgabenbereich 
der Gebietsstelle gehören, soweit diese nicht 
der Vertreterversammlung obliegen. 

(6) Der Vorsitzende und sein Stellvertre- 
ter werden vom Verwaltungsrat aus seiner 
Mitte gewählt. Der Vorsitzende, im Flinde- 
rungsfalle sein Stellvertreter, vertritt die Ge- 
bietsstelle gerichtlich und außergerichtlldi. 

(7) Der Bundesminister regelt den Aufbau 
der Gebietsstellen sowie die Bildung und Zu- 
ständigkeit der Organe Im einzelnen und er- 
läßt eine Wahlordnung. 

(8) Die Gebietsstellen geben sich eine 
Satzung, die der Zustimmung des Bundes- 
ministers bedarf. 

(9) Die Gebietsstellen unterstehen der Auf- 
sicht des Bundesministers. Diese Aufsicht hat 
sich auf die Innehaltung der Vorschriften 
dieses Gesetzes und der Satzung zu be- 
schränken. 

§ 5 

Aufgaben der Gebietsstellen 

(1) Die Gebietsstellen haben 

a) darauf hinzuwirken, daß der Anbau und 
die Aufbereitung von Obst und Gemüse 
nach Menge und Qualität den Notwen- 
digkeiten einer ausgeglichenen Versorgung 
entspricht. Sie haben hierbei die etwa vom 
Bundesminister oder tder Bundesstelle er- 
lassenen Anbauempfehlungen zu beachten; 

b) die ihnen nach § 21 erstatteten Meldungen 
zusammenzustellen und an die Bundes- 
stelle für Obst und Gemüse weiterzu- 
geben; 

c) über die Anerkennung von Absatzeinrich- 
tungen Im Sinne dieses Gesetzes und Ihren 
Widerruf nach Richtlinien des Bundes- 
ministers zu entsdielden; 

d) der Bundesstelle für Obst und Gemüse für 
bestimmte Erzeugnisse Grundpreise (§ 11) 
vorzuschlagen, unter denen ein Verkauf 
nicht gestattet ist; 


e) Erzeugnisse, für die ein Grundpreis und 
Stützungssatz festgesetzt Ist, zu überneh- 
men, wenn sie zum Grundpreis nicht ab- 
zusetzen waren. 

Sie haben ferner, soweit Ihnen hierzu die 
Befugnisse nach § 3 Abs. 3 vom Bundesmini- 
ster übertragen sind, 

f) für Erzeugnisse, für 'die ein Grundpreis 
festgesetzt wird, Stützungsfonds zu bilden 
und hierfür die Stützungssätze und Bel- 
träge (§§ 6 und 7) festzusetzen; 

g) die von den Erzeugern gemäß § 3 Abs. 1 
Buchst, d und Abs. 2 erstatteten Meldun- 
gen zusammenzustellen, auszuwerten und 
an die Bundesstelle weiterzugeben; 

h) über die Genehmigung gemäß § 3 Abs. 1 
Buchst, e und Abs. 2 zu entscheiden; 

I) erforderlichenfalls Anbau- und Andie- 
nungsbegrenzungen gemäß § 3 Abs. 1 
Buchst, e und g vorzuschreiben. 

(2) Die GebletssteMen haben die aufkom- 
menden Stützungsmittel getrennt nach Art 
der Erzeugnisse zu verwalten und dafür 
Sorge zu tragen, daß diese Mittel nur nach 
Maßgabe der Bestimmungen dieses Gesetzes 
Verwendung finden. 

§ 6 

Stützungssatz 

Werden bestimmte Erzeugnisse von den 
Gebietsstellen übernommen, so ist dem Er- 
zeuger hierfür ein Stützungssatz zu entrich- 
ten, der höchstens 80 v. H. des Grundpreises 
betragen darf. 

§ 7 

Stützungsfonds 

Zur Aufbringung der für die Durchfüh- 
rung des § 6 erforderlichen Mittel werden 
von den Erzeugern Beiträge für alle Im An- 
baugebiet über die Absatzeinrichtungen In 
den Verkehr gebrachten Erzeugnisse, für die 
ein Grundpreis festgesetzt Ist, erhoben. Die 
Höhe der Beiträge wird für jedes einzelne 
Erzeugnis festgesetzt. Die Beiträge sind durch 
die Absatzeinrichtungen von dem von ihnen 
erzielten Erzeugerpreis einzubehalten und an 
eine von der Gebietsstelle zu bestimmende 
Stelle abzuführen. 

§ 8 

Überschüsse 

Die für ein Erzeugnis Innerhalb einer Ge- 
bietsstelle In einem Wirtschaftsjahr aufge- 
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kommenen, aber nicht verwendeten Mittel 
sollen für die Stützung dieses Erzeugnisses 
in kommenden Jahren Verwendung finden. 
Die Verwendung der für ein Erzeugnis auf- 
gekommenen Mittel zur Stützung eines an- 
deren Erzeugnisses bedarf eines Beschlusses 
der Vertreterversammlung mit Zwel-Drittel- 
Mehrheit. 

§ 9 

Aussdiluß von der Stützungsmaßnahme 

Ein Erzeuger hat keinen Anspruch auf Ge- 
währung des Stützungssatzes, soweit er gegen 
Auflagen nach § 3 Abs. 1 Buchst, d, e und g 
verstößt. 

§ 10 

Deckung der Verwaltungskosten 

Die Gebietsstellen können zur Deckung 
ihrer Verwaltungskosten Beiträge von den 
Absatzeinrichtungen gemäß § 3 Abs. 1 

Buchst, i erheben, soweit ihnen die Befugnisse 
hierzu übertragen worden sind. 

§ 11 

Bundesstelle für Obst und Gemüse 

(1) Es wird für das Bundesgebiet eine Bun- 
desstelle für Obst und Gemüse als bundes- 
unmittelbare Anstalt des öffentlichen Rechts 
mit dem Sitz in Bonn errichtet. 

(2) Die Organe der Bundesstelle für Obst 
und Gemüse sind 

a) die Vertreterversammlung, 

b) der Verwaltungsrat, 

c) der Vorsitzende. 

(3) Die Vertreterversammlung besteht aus 
Mitgliedern der Verwaltungsräte der Gebiets- 
stellen, die von den Vertreterversammlungen 
der Gebietsstellen gewählt werden. Die An- 
zahl der Mitglieder aus den einzelnen Anbau- 
gebieten ergibt sich aus der Anlage 2. Der 
Vertreterversammlung steht die Beschlußfas- 
sung in allen grundsätzlichen Fragen zu. Sie 
hat insbesondere die Aufgabe, die Tätigkeit 
des Verwaltungsrates periodisch zu über- 
wadien und kann sich hierbei einer Treu- 
handstelle bedienen. 

(4) Der Verwaltungsrat besteht aus 
10 Mitgliedern der Vertreterversammlung 
und wird aus der Mitte der Vertreterver- 
sammlung gewählt. Dem Verwaltungsrat 
steht die Besdilußfassung in allen Fragen zu, 
die zum Aufgabenbereich der Bundesstelle für 


Obst und Gemüse gehören, soweit sie nicht 
der Vertretcrvcrsammlung obliegen. 

(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrates 
und der Vertreterversammlung entscheiden 
nach eigenem Ermessen, nur bei Beschluß- 
fassungen nach Maßgabe des § 12 Nr. 6 sind 
sie an die Beschlüsse des Verwaltungsrates 
oder der Vertreterversammlung ihrer Ge- 
bietsstelle gebunden. 

(6) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter 
werden vom Verwaltungsrat aus seiner Mitte 
gewählt. Der Vorsitzende, im Hinderungs- 
falle sein Stellvertreter, vertritt die Bundes- 
stelle gerichtlich und außergerichtlich. 

(7) Der Bundesminister regelt den Aufbau 
der Bundesstelle für Obst und Gemüse sowie 
die Bildung und Zuständigkeit der Organe 
Im einzelnen. 

(8) Die Bundesstelle gibt sich eine Satzung, 
die der Zustimmung des Bundesministers be- 
darf. 

(9) Die Bundesstelle für Obst und Gemüse 
untersteht der Aufsicht des Bundesministers, 
Diese Aufsicht hat sich auf die Innehaltung 
der Vorschriften dieses Gesetzes und der 
Satzung zu beschränken. 

§ 12 

Aufgaben der Bundesstelle für Obst und 
Gemüse 

Die Bundesstelle für Obst und Gemüse hat 

1. die Aufgaben der Gebietsstellen nach § 5 
zu koordinieren, 

2. die nach § 5 Abs. 1 Buchst, b von den Ge- 
bietsstellen erstatteten Meldungen zum 
Zwecke der Marktbeobachtung und An- 
bauberatung auszuwerten, 

3. eine Markt- und Preisberichterstattung 
vorzunehmen, die einen laufenden Über- 
blick über Angebot, Preise und voraus- 
sichtliche Marktentwicklung im ganzen 
Bundesgebiet gewährleistet, 

4. dem Bundesminister In das hieraus gewon- 
nene Material Einsicht zu gewähren und 
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

Sie hat ferner, soweit ihr die Befugnisse nach 
§ 3 Abs. 3 vom Bundesminister übertragen 
sind, 

5. Grundpreise für bestimmte Erzeugnisse, die 
nach den Vorsdiriften dieses Gesetzes über 
die Absatzeinrichtungen anzuliefern sind, 
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festzusetzen, unter denen ein Verkauf 
durch die Absatzeinrichtungen nicht ge- 
stattet ist; 

6. in den einzelnen geschlossenen Anbauge- 
bieten, in denen für bestimmte Erzeugnisse 
Stützungsmaßnahmen nach einem mit 
Zwel-Drittel-Mehrheit gefaßten Beschluß 
der Verwaltungsratsmitglieder der betrof- 
fenen Gebiete zur Durchführung gelangen, 
für diese Gebiete und jeweils für ein Jahr 

a) den Stützungssatz und die Beiträge 
(§§ 6 und 7) für bestimmte Erzeug- 
nisse einheitlich für diese Gebiete fest- 
zusetzen und einen gemeinsamen 
Stützungsfonds zu bilden, 

b) zu bestimmen, daß die bei den betrof- 
fenen einzelnen Gebietsstellen für be- 
stimmte Erzeugnisse aufgekommenen 
Mittel zur Stützung dieser Erzeugnisse 
in allen betroffenen Anbaugebieten 
Verwendung finden. 

Die Vorschriften der §§ 8 und 9 finden ent- 
sprechende Anwendung. Etwa vorhandene 
Überschüsse sind entsprechend dem Aufkom- 
men an die beteiligten Gebiete zurückzu- 
erstatten, wenn die gemeinsamen Stützungs- 
maßnahmen nicht mehr fortgesetzt werden. 

§ 13 

Deckung der Verwaltungskosten 

Die Bundesstelle kann zur Deckung ihrer 
Verwaltungskosten Beiträge von den Ge- 
bietsstellen erheben, soweit ihr die Befugnis 
hierzu übertragen worden ist gemäß § 3 
Abs. 1 Buchst, k. 

§ 14 

Befreiung von der Körperschaft- und 
Umsatzsteuer 

(1) Beiträge und Gebühren (§ 2 Abs. 5, § 3 
Abs. 1 Buchst, i und k, §§ 7, 10 und 13), die 
als Unkostenbeiträge für den Stützungsfonds 
und zur Deckung der Verwaltungskosten für 
die Absatzeinrichtungen, Gebietsstellen und 
Bundesstelle einbehalten werden, gelten beim 
Erzeuger nicht als Entgelt Im Sinne des Um- 
satzsteuergesetzes. Die Bundesstelle für Obst 
und Gemüse sowie die Gebietsstellen sind als 
solche von der Körperschaft- und Umsatz- 
steuer befreit. 

Die nach § 2 bestimmten Absatzeinrich- 
tungen sind befugt, der Berechnung der Um- 
satzsteuer lediglldi die Unkostenbeiträge zu- 


grunde zu legen, auch dann, wenn die ange- 
lieferten Erzeugnisse Im Namen und für 
Rechnung der Erzeuger im Wege des Stapel- 
verkaufs in den Verkehr gebracht werden. 
Das gilt auch dann, wenn bei der Zusam- 
menstellung eines Stapels und zur Auffüllung 
einzelner Partien auf Produkte verschiedener 
Erzeuger zurückgegriffen werden muß und 
dadurch der Nämlichkeitsnachweis nicht mehr 
erbracht werden kann. 

§ 15 

Lieferung aus nicht geschlossenen Anbau- 
gebieten 

Erzeuger aus nicht geschlossenen Anbau- 
gebieten können sich durch Erklärung für 
mindestens ein Jahr gegenüber einer Gebiets- 
stelle eines geschlossenen Anbaugebietes die- 
sem anshlleßen. Sie haben dann die gleichen 
Rehte und Pflichten der Erzeuger dieses An- 
baugebietes. 

§ 16 

Einbeziehung von anderen Gartenbau- 
erzeugnissen und Frühkartoffeln 

Der Bundesminister wird ermähtigt, auch 
andere Gartenbauerzeugnisse und Frühkar- 
toffeln In die Regelung dieses Gesetzes ganz 
oder teilweise einzubeziehen. 

§ 17 

Vereinbarungen mit dem Ausland über die 
Einfuhr von Obst und Gemüse 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit dem in Betraht kommenden Ausfuhr- 
ländern Maßnahmen zu vereinbaren, die die 
Einfuhr von Obst elnschließlih Südfrühten 
und Tafeltrauben, Gemüse und Frühkartof- 
feln durh Begrenzung nah Zeit und Um- 
fang dem Inländlshen Bedarf anpassen. 

(2) Fällt der deutshe Erzeugerpreis bei 
einem oder mehreren Erzeugnissen unter 
einen vom Bundesminister festzulegenden 
Minimumpreis, so wird die betreffende Ein- 
fuhr auf die Dauer der Untershreitung ein- 
gestellt. 

§ 18 

Bundesmarktverband 

(1) Für das Bundesgebiet können sih die 
einshlägigen berufsständishen Spitzenorga- 
nisationen der Erzeuger, der Absatzeinrih- 
tungen, des Großhandels und der Verwer- 
tungsindustrie zu einem Bundesmarktverband 
für Obst und Gemüse zusammenschließen. 
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(2) Der Bundesmarktverband kann vom 
Bundesminister als solcher nur anerkannt 
werden, wenn er folgende Voraussetzungen 
erfüllt und sich hinsichtlich der von ihm 
durchzuführenden Aufgaben der Aufsicht des 
Bundesministers unterstellt. 

1. Es müssen in ihm die in Absatz 1 genann- 
ten berufsständischen Spitzenorganisationen 
vertreten sein, sofern sie die Beteiligung 
wünschen. 

2. Den Vertretern der Verbraucher und der 
berufsständischen Organisationen des ein- 
schlägigen Einzelhandels muß durch die 
Satzung eine angemessene Vertretung in 
den Organen des Bundesmarktverbandes 
gesichert sein, sofern sie die Beteiligung 
wünschen. 

3. Der Beitritt anderer einschlägiger berufs- 
ständischer Spitzenorganisationen (Absatz 1) 
darf in der Satzung nicht ausgeschlossen 
sein. 

4. Es muß eine angemessene regionale Ver- 
tretung in den Organen sichergestellt sein. 

(3) Der Bundesmarktverband untersteht, 
wenn er anerkannt Ist, der Aufsicht des Bun- 
desministers. Kommt der Bundesmarktver- 
band den ihm obliegenden Aufgaben nicht 
nach, so Ist die Anerkennung nadi Absatz 2 
zurückzunehmen. 


§ 19 

Aufgaben des Bundesmarktverbandes 

Wird der Marktverband für das Bundes- 
gebiet als Bundesmarktverband anerkannt, so 
obliegen ihm Insbesondere folgende Auf- 
gaben: 

1. Den Bundesminister und die Bundesstelle 
für Obst und Gemüse In allen Fragen, die 
dieses Gesetz betreffen, zu beraten, 

2. Vorschläge zur Weiterentwicklung der 
Güte, Sortierung und Verpackung von 
Obst und Gemüse zu machen, 

3. den Abschluß von Anbau- und Lieferungs- 
verträgen für die Verarbeitungsindustrie 
zu fördern, 

4. den Absatz und den Verbrauch von Obst 
und Gemüse zu fördern, 

5. die beteiligten Wirtschaftskreise bei der 
Vereinbarung einheitlicher Lieferungs- und 
Geschäftsbedingungen zu unterstützen, so- 
weit eine solche Vereinbarung zulässig ist, 


6. die Bildung von Schiedsgerichten für Lie- 
ferstreitigkeiten für Obst und Gemüse und 
-die Ausarbeitung einer Verfahrensordnung, 

7. den Aufbau, die Ordnung und Über- 
wachung des Gutachterwesens für Obst 
und Gemüse und Bestellung und Schulung 
der Sachverständigen. 

§ 20 

Beitreibung 

Die Beiträge nach § 3 können nach den Be- 
stimmungen der Reichsabgabenordnung und 
ihrer Durchführungsbestimmungen beigetrie- 
ben werden. 


II. TEIL 

Besondere Bestimmungen 
§ 21 

Meldepflicht 

(1) Erzeuger, Absatzeinrichtungen, Han- 
delsbetriebe, sowie be- und verarbeitende Be- 
triebe sind auf Anfordern des Bundesmini- 
sters verpflichtet, ihm oder der von ihm be- 
stimmten Stelle zu melden: 

1. Die Bestände an bestimmtem verarbeitetem 
Obst und Gemüse, 

2. die Lagerbestände an Kernobst, Kopfkohl 
und Zwiebeln. 

(2) Die Erzeuger sind verpflichtet, Ihre An- 
bauabsichten unter gleichzeitiger Angabe 
etwa abgeschlossener Anbau- und Lieferungs- 
verträge der Gebietsstelle (§ 4) oder der von 
ihr bestimmten Stelle auf Anfordern zu mel- 
den. 

(3) Die Absatzeinrichtungen sind verpflich- 
tet, laufend der Gebietsstelle oder der von ihr 
bestimmten Stelle auf Anfordern über den 
Absatz von Obst und Gemüse nach Art, 
Menge und Preis sowie Angebots- und Ab- 
satzlage zu berichten. 


§ 22 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister, die Bundesstelle 
für Obst und Gemüse und die Gebietsstellen 
sind auskunftsberechtigte Stellen Im Sinne der 
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Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 699, 723). 

(2) Für das Auskunftsverlangen und die 
Auskunftspflicht gelten die Bestimmungen 
der Verordnung über Auskunftspflicht mit 
Ausnahme des § 4 Abs. 2 und des § 6. 


§ 23 


Verschwiegenheitspflicht 

Die Mitglieder der Organe der Bundes- 
stelle für Obst und Gemüse, der Gebiets- 
stellen und des Bundesmarktverbandes sowie 
deren Angestellte sind vorbehaltlich der 
dienstlichen Berichterstattung und der An- 
zeige von Gesetzwidrigkeiten verpflichtet, 
über Einrichtungs- und GesdiäftsVerhältnisse, 
die durch ihre Tätigkeit im Rahmen dieses 
Gesetzes oder der darauf beruhenden Be- 
stimmungen zu ihrer Kenntnis gelangen, Ver- 
schwiegenheit zu beachten und sich der Mit- 
teilung und Verwertung von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen zu enthalten. Soweit 
sie nicht Beamte sind, sind sie auf gewissen- 
hafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten nach § 1 
der Verordnung gegen Bestechung und Ge- 
heimnisverrat nichtbeamteter Personen in der 
Fassung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 351) zu verpflichten. 


§ 24 

Strafbestimmungen 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. als Erzeuger In einem geschlossenen An- 
baugebiet erzeugtes Obst und Gemüse ent- 
gegen § 2 Abs. 1 Satz 1 auf anderem Wege 
als über eine von der Gebietsstelle (§ 4) be- 
stimmte Absatzeinrichtung In den Verkehr 
bringt. § 2 Abs. 4 bleibt unberührt; 

2. als Erzeuger solche Erzeugnisse, für die 
Stützungsmaßnahmen (§ 6) durchgeführt 
werden, entgegen § 2 Abs. 1 Satz 3 über 
mehrere Absatzeinrichtungen In den Ver- 
kehr bringt; 

3. in einem geschlossenen Anbaugebiet erzeug- 
tes Obst oder Gemüse auf anderem Wege 
als über eine anerkannte Absatzeinrichtung 
erwirbt, sofern der Erzeuger dabei gegen 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 verstößt; 

4. den Anbau ohne Genehmigung (§ 3 Abs. 1 
Buchst, e) idurchführt; 


5. die ihm nach § 3 Abs. 1 Buchst, d und § 21 
obliegenden Meldungen trotz Aufforderung 
nicht erstattet; 

6. einer schriftlichen Verfügung, die auf nach 
diesem Gesetz erlassenen Vorschriften be- 
ruht, zuwiderhandelt, sofern die Vorschrift 
oder Verfügung ausdrücklich auf die Buß- 
geldbestimmungen dieses Gesetzes verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit und der Ver- 
such der Ordnungswidrigkeit können mit 
einer Geldbuße bis zu 5 000, — Deutsche 
Mark geahndet werden. 

(3) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) ist 
unzulässig. 

§ 25 

Dieses Gesetz und die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen und noch zu erlassenden 
Rechtsverordnungen gelten auch im Land 
Berlin, sobald das Land Berlin gemäß Ar- 
tikel 87 Abs. 2 seiner Verfassung die An- 
wendung dieses Gesetzes beschlossen hat. 

§ 26 

Schlußbestimmungen 

Vorschriften dieses Gesetzes, die eine Er- 
mächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen enthalten, treten am Tage nach der 
Verkündung des Gesetzes In Kraft. Im übri- 
gen tritt das Gesetz am 1. März 1954 In 
Kraft. 

Bonn, den 26. Februar 1954 


Bauknecht 

Bauereisen 

Brese 

Diedridisen 
Dr. Horlacher 
Lücker (München) 
Muckermann 
Schill (Freiburg) 
Schulze-Pellengahr 


Frau Friese-Korn 

Frühwald 

Gaul 

Hepp 

Lahr 

Dr. Preiß 
Stahl 


Mauk 

Eberhard 

Euler 

Fassbender 
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Anlage 1 


Liste der Gebietsstellen mit den gesdilossenen Anbaugebieten 


Gebietsstelle 1 


Gebietsstelle 3 


Die Landkreise: 


Teile der Landkreise; 


Norder-Dithmarschen 

Süder-Dithmarschen 

Teile der Landkreise: 
Süd-Tondern 
Husum 
Elderstedt 
Plön 
Eutin 
Oldenburg 
Segeberg 
Stormarn 
Lauenburg 

Stadtkreis: 

Lübeck 


Gemüse 


Vertreter Versammlung: 12 Mitglieder 


Gebietsstelle 2 
Teile der Landkreise: 

Steinburg 

Pinneberg 

Stormarn 

Lauenburg 

Lüneburg 

Harburg 

Stade 

Land Hadeln 
Bremervörde 


Obst und Gemüse 
sowie 

Obst oder Gemüse 


Stadtkreise: 

Lüneburg 

Cuxhaven 

Vertreterversammlung: 20 Mitglieder 


Emden 

Aurich 

Leer 

Aschendorf- 

Hümmling 

Norden 

Wittmund 

Osnabrück 

Ammerland 

Kloppenburg 

Friesland 

Oldenburg 

Vechta 

Wesermarsch 

Wittlage 

Melle 

Bersenbrück 

Stadtkreise: 

Osnabrück 

Oldenburg 


Obst und Gemüse 
sowie 

Obst oder Gemüse 


10 Mitglieder 


Vertreterversammlung : 


Gebietsstelle 4 

Landkreise: 

Braunschweig 

Wolfenbüttel 

Watenstedt-Salzgitter 

Ahlfeld 

Hildesheim ^ Gemüse 

Teile der Landkreise: 

Marienburg 

Gifhorn 

Peine 
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Burgdorf 

Uelzen 

Hannover 

Neustadt 

Helmstedt 

Goslar 

Springe 

Schaumburg 

Stadtkreise: 

Braunschwelg 

Salzgitter 

Hildeshelm 

Hannover 

Goslar 

Uelzen 


Gemüse 


12 Mitglieder 


Vertreterversammlung: 


Gebietsstelle 5 
Landkreise: 

Münster 

Bielefeld 

Herford 

Paderborn 

Lippstadt 

Soest 

Unna 


Teile der Landkreise: 

Beckum 

Borken 

Coesfeld 

Lüdinghausen 

Recklinghausen 

Stelnfurt 

Detmold 

Lemgo 

Wiedenbrück 


Obst und Gemüse 


Stadtkreise: 

Bocholt 

Münster 

Recklinghausen 

Bielefeld 

Herford 

Bochum 

Castrop-Rauxel 

Dortmund 

Hamm 

Lünen 

Vertreterversammlung: 10 Mitglieder 


Gebietsstelle 6 


Landkreise: 

Düsseldorf-Mettmann 

Geldern 

Grevenbroich 

Kempen-Krefeld 

Kleve 

Moers 

Rheln-Wupper-Kreis 
Bergheim (Erft) 

Bonn 

Euskirchen 

Köln 

Siegkreis 

Selfkantkreis Geilen- 
kirchen-Heinsberg 
Koblenz 
Trier 

Kreuznach 

Teile der Landkreise: 
Rees 

Oberberglscher Kreis 
Rhein-Bergischer Kreis 
Düren 
Erkelenz 
Jülich 
Neuwied 
Ahrweiler 
Mayen 
Cochem 
Saarburg 
Bitburg 
St. Goar 
Wittllch 
Bernkastel 
Stadtkreise: 

Düsseldorf 

Duisburg 

Krefeld 

Neuß 

Rheydt 

Solingen 

Bonn 

Köln 

Koblenz 

Trier 


Obst 

und Gemüse 


Vertreterversammlung: 24 Mitglieder 


Gebietsstelle 7 

Landkreise: 

Bergstraße 

Büdingen 

Darmstadt 

Dieburg 

Groß-Gerau 


Obst 

und Gemüse 
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Kassel 

Main-T aunus-Kreis 
Obertaunuskreis 
Untertaunuskreis 
Alzey 
Bingen 
Mainz 
Worms 

Teile der Landkreise; 

Erbach 

Fritzlar-Homberg 
Witzenhausen 
Eschwege 

Stadtkreise: 

Darmstadt 
Kassel 

Frankfurt (Main) 

Hanau 
Wiesbaden 

Mainz . 

Worms J 

Vertreterversammlung: 12 Mitglieder 

Gebietsstelle 8 
Landkreise: 

Bergzabern 

Frankenthal 

Germersheim 

Kirchheimbolanden 

Kusel 

Landau (Pfalz) 

Ludwigshafen (Rhein) 

Neustadt 

an der Weinstraße 
Rockenhausen 
Speyer 
Bruchsal 

Heidelberg Obst 

Karlsruhe 

Mannheim ' und Gemüse 

Zweibrücken 

Pirmasens 

Kaiserslautern 

Stadtkreise: 

Mainz 
Worms 
Frankenthal 
Landau (Pfalz) 

Ludwigshafen (Rhein) 

Neustadt 

an der Weinstraße 
Speyer 

Vertreterversammlung: 16 Mitglieder 


Obst 

und Gemüse 


Gebietsstelle 9 
Teile der Landkreise: 

Backnang 

Esslingen 

Heilbronn 

Leonberg 

Ludwigsburg Obst 

Nürtingen 

Öhringen und Gemüse 

Waiblingen 

Stadtkreis: 

Stuttgart j 

Vertreterversammlung: 10 Mitglieder 


Gebietsstelle 10 
Landkreise: 

Bühl 

Ravensburg 

Tettnang 

Teile der Landkreise: 
Kehl 

Konstanz 

Lahr 

Offenburg 

Rastatt 

Überlingen 

Waldshut 

Wolfach 

Saulgau 

Lindau 


Obst 

und Gemüse 


Vertreterversammlung: 18 Mitglieder 


Gebietsstelle 11 

Landkreise: 

Landshut 

Straubing 

Bamberg 

Coburg 

Alzenau(Unterf ranken) 

Aschaffenburg 

Gerolzhofen 

Kitzingen 

Miltenberg 

Obernburg 

Ochsenfurth 

Schweinfurth 

Würzburg 

Teile der Landkreise: 

Bad Aibling 
Erding 

Fürstenfeldbruck J 


Obst 

und Gemüse 
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Landsberg 

München 

Bogen 

Deggendorf 

Eggenfelden 

Griesbach 

Landau (Isar) 

Passau 

Pfarrkirchen 

Vilshofen 

Bamberg 

Ebermannstadt 

Forchheim 

Erlangen 

Feuchtwangen 

Fürth 

Gunzenhausen 

Hersbruck 

Lauf (Pegnitz) 

Nürnberg 

Gemünden 

Haßfurt 

Stadtkreise: 

Hofheim 

(Unterfranken) 


Obst und Gemüse 


Karlstadt 

Lohr (Mian) 

Marktheidenfeld 

Friedberg 

München 

Deggendorf 

Landshut 

Passau 

Straubing 

Bamberg 

Forchheim 

Coburg 

Neustadt b. Coburg 

Erlangen 

Fürth 

Nürnberg 

Aschaffenburg 

KitzIngen 

Schweinfurth 

Würzburg 


Obst und Gemüse 


Vertreterversammlung: 20 Mitglieder 


Anlage 2 


Vertreterversammlung der Bundesstelle 

Gebietsstelle 1 stellt 4 Mitglieder zur Vertreterversammlung der Bundesstelle 

Gebietsstelle 2 stellt 8 Mitglieder zur Venreterversammlung der Bundesstelle 

Gebietsstelle 3 stellt 3 Mitglieder zur Vertreterversammlung der Bundesstelle 

Gebietsstelle 4 stellt 4 Mitglieder zur Vertreterversammlung der Bundesstelle 

Gebietsstelle 5 stellt 3 Mitglieder zur Vertreterversammlung der Bundesstelle 

Gebietsstelle 6 stellt 10 Mitglieder zur Vertreterversammlung der Bundesstelle 

Gebietsstelle 7 stellt 4 Mitglieder zur Vertreterversammlung der Bundesstelle 

Gebietsstelle 8 stellt 6 Mitglieder zur Vertreterversammlung der Bundesstelle 

Gebietsstelle 9 stellt 3 Mitglieder zur Vertreterversammlung der Bundesstelle 

Gebietsstelle 10 stellt 7 Mitglieder zur Venreterversammlung der Bundesstelle 

Gebietsstelle 11 stellt 8 Mitglieder zur Vertreterversammlung der Bundesstelle 
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